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KURZE BEGRÜNDUNG

Mit dem Investitionsschutzabkommen zwischen der EU und Vietnam sollen der Handel 
gefördert und zahlreiche der noch bestehenden Investitionshemmnisse beseitigt werden.

In den Investitionskapiteln des Abkommens ist eine Reihe von Schutzmaßnahmen für 
qualifizierte ausländische Investoren und ihre Investitionen vorgesehen. Diese 
Schutzmaßnahmen umfassen unter anderem eine Verpflichtung zur „gerechten und billigen 
Behandlung“, zu „vollem Schutz und voller Sicherheit“, zur „Inländerbehandlung“ und zur 
„Meistbegünstigung“.

Die Schaffung eines stabilen und berechenbaren Investitionsklimas ist wichtig, um 
Investitionen und die Schaffung von Arbeitsplätzen in Vietnam zu fördern. Der Verfasser der 
Stellungnahme begrüßt die verbesserten Bestimmungen des Investitionsschutzabkommens im 
Vergleich zu älteren und überholten Bestimmungen in den zwischen einigen Mitgliedstaaten 
und Vietnam geschlossenen bilateralen Investitionsabkommen. Insbesondere ist eine größere 
Transparenz der Verfahren längst überfällig und zu begrüßen. Es ist von entscheidender 
Bedeutung, dass diese Bestimmungen eingehalten und gegebenenfalls überarbeitet werden, 
um sicherzustellen, dass alle Beteiligten uneingeschränkten Zugang zu einschlägigen 
Informationen über laufende Streitbeilegungsverfahren im Bereich des Investitionsschutzes 
haben.

Der Verfasser der Stellungnahme betont ferner, dass das Recht der Regierungen, Regelungen 
im öffentlichen Interesse zu erlassen, unter anderem in den Bereichen Gesundheit, Umwelt, 
Arbeitnehmerrechte und Steuerpolitik, uneingeschränkt gewahrt wird und weder eine 
faktische Enteignung noch einen Verstoß gegen den Grundsatz der gerechten und billigen 
Behandlung darstellt. Das Europäische Parlament hat bei den Forderungen nach Reformen 
des Investitionsschutzsystems eine Vorreiterrolle eingenommen und wird die Auswirkungen 
von Investitionsschutzabkommen, einschließlich des vorgeschlagenen Abkommens mit 
Vietnam, sowohl auf das Recht, Regelungen zu erlassen, als auch in Bezug auf etwaige 
Beeinträchtigungen weiterhin sehr genau beobachten. Die in das Investitionsschutzabkommen 
zwischen der EU und Vietnam aufgenommene Investitionsgerichtsbarkeit, einschließlich der 
Verpflichtung beider Parteien, das Recht auf Erlass von Regelungen vor Anfechtungen durch 
Investoren zu schützen, ist ein wichtiger Schritt nach vorn, jedoch nicht das Ende des 
Reformprozesses.

In diesem Zusammenhang betont der Verfasser der Stellungnahme ferner, dass die 
Verantwortung der Investoren an die Ausweitung der Investorenrechte angepasst werden 
muss, dass es wichtig ist, die Bestimmungen und Auswirkungen des 
Investitionsschutzabkommens sorgfältig zu überwachen, und dass es vergleichbarer 
Fortschritte bei der Festlegung der Verantwortung von Investoren bedarf.

In diesem Sinne empfiehlt der Verfasser der Stellungnahme die Zustimmung zu dem 
Abkommen.

******

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für internationalen 
Handel, zu empfehlen, dass das Parlament seine Zustimmung zu dem Vorschlag für den 
Abschluss des Investitionsschutzabkommens zwischen der Europäischen Union und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und der Sozialistischen Republik Vietnam andererseits erteilt.
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